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Der Direktor  







Köln, 01.04.2005 

des Landschaftsverbandes Rheinland

Sachverhalt zur Vorlage Nr. 12/315 

Die Landschaftsversammlung hat am 18.03.2005 zur Aufklärung über Zwangsarbeit bei der Rheinischen Provinzialverwaltung die Verwaltung mit dem Antrag Nr. 12/24 der Fraktionen von SPD, Bündnis 90/DIE GRÜNEN und FDP beauftragt, dazu 

1. eine Konzeption vorzulegen 

2. den erforderlichen Ressourcenbedarf zu benennen und 

3. eine Aussage über die nötigen Mittel im Rahmen der Gesamtdeckung des Haushalts zu treffen 

1.
Konzeption
Dieser Auftrag knüpft an den 2001 abgegebenen Bericht zur „Zwangsarbeit beim Provinzialverband Rheinland“ an. – Die damalige Recherche umfasste einen Überblick über alle infrage kommenden Betreffe zur Thematik im Archiv des LVR sowie einen Abgleich mit der damals gerade erschienenen Veröffentlichung einer „Meldekartei der Stadt Langenfeld“ mit der Auflistung aller zwischen 1939 und 1945 in der Stadt gemeldeten Ausländer. Eine Studie zur „Zwangsarbeit in Wuppertal“ war in Arbeit, die u.a. eine Auflistung der in den Geburtenbüchern der Hebammenlehranstalt Wuppertal gefundenen Namen von „Ostarbeiterinnen“ beinhaltete.

Für die Recherche für den Provinzialverband erfolgten keine weiteren Nachforschungen in anderen Archiven im Rheinland, wo möglicherweise indirekt (z.B. bei vom Provinzialverband beauftragten Firmen) beschäftigte Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter etwa über Lagerlisten, Gestapo-Akten („besondere Vorkommnisse“) u.ä. zu finden sein könnten.

Die Recherche war eingeteilt in die Suche nach

Direkt beim Provinzialverband Beschäftigte(n) 
In einer im Archiv des LVR vorhandenen Personalkartei (geführt 1930 bis 1950), die aber nachweislich nicht vollständig ist, konnten 42 Namen von „ausländischen Beschäftigten“ ausfindig gemacht werden, die vom Provinzialverband zwischen 1939 und 1945 beschäftigt worden sind. 

Sie wurden unterteilt in:

a) „Zwangsarbeiterinnen“
Hier konnten 16 Frauen mit Name und Geburtsort aus der ehem. UdSSR und Polen ermittelt werden, die eindeutig (d.h. nach den Definitionen im Rahmen der Entschädigungszahlungen) als Zwangsarbeiterinnen bezeichnet werden können. 

b) „ausländische Beschäftigte“
Weitere, beim Provinzialverband in den Jahren 1939 – 1945 nachweisbare „ausländische Beschäftigte“ kamen meist aus den benachbarten Benelux-Ländern und Italien. Ob es sich bei ihnen um „Zwangsarbeiter“ gehandelt hat, ist unklar und bedürfte umfangreicher Recherchen, die in die Herkunftsländer führen müssten. 

Indirekt beim Provinzialverband Beschäftigte(n)
Insbesondere beim Straßenbau hatten sich Nachweise in den Akten des Archivs des LVR (ALVR) ergeben, dass Straßenbaufirmen, an denen der Provinzialverband Anteile hatte (z.B. A.G.J. Reeh, Dillenburg), Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene beschäftigten. Die Akten im ALVR geben Auskunft, dass die Fa. Reeh am Ausbau von Straßen im besetzten Norwegen beteiligt war, wohin sie 1942 mit Maschinen und Personal wechselte. Eine Anfrage an das Reichsarchiv Oslo ergab reichhaltiges Quellenmaterial zum Thema „Einsatz von Zwangsarbeitern beim Straßenbau“, konnte jedoch nicht weiter verfolgt werden. 
Zwangsarbeiter/-innen als Patienten bzw. Patientinnen in Einrichtungen des Provinzialverbandes 
a) Provinzial-Heil-und-Pflegeanstalten
Es konnten einige „Ostarbeiterinnen und Ostarbeiter“ ausfindig gemacht werden, die als Patienten aus Provinzial-Heil-und Pflegeanstalten (PHP) abtransportiert und höchstwahrscheinlich ermordet worden sind. Eine systematische Durchsicht sämtlicher Aufnahmebücher aller PHPs in den fraglichen Jahren wurde nicht vorgenommen. 

b) Hebammenlehranstalt/ Landesfrauenklinik Wuppertal
In den Aktenbeständen der Hebammenlehranstalt Wuppertal wurden einige „Ostarbeiterinnen“ gefunden, die als „Hausgehilfen“ in der Anstalt gearbeitet haben. Die Durchsicht der Geburten- und Operationsbücher ergab 143 Entbindungen von „Ostarbeiterinnen“ und Polinnen und 85 gynäkologische Eingriffe, inklusive Zwangsabtreibungen. 

Nicht berücksichtigt wurden zwei Bereiche wegen des indirekten Bezuges des Provinzialverbandes zu hier nachweisbarer Zwangsarbeit und zwar

· die Arbeitsanstalt Brauweiler, von der Gebäudeteile zeitweilig als KZ und Gefängnis der Gestapo Köln genutzt und in enger Zusammenarbeit mit der Arbeitsanstalt geführt wurden (gemeinsame Leitung, ärztliche Aufsicht etc.) und 

· sämtliche Firmen, die über das RIM heute zum Landschaftsverband Rheinland gehören. 

Fazit 2001:
Das Ergebnis der Untersuchungen zeigte im Vergleich zu den zahlreichen Recherchen, die seinerzeit in fast jeder Stadt vor dem Hintergrund der Entschädigungszahlungen durchgeführt wurden, dass beim Provinzialverband vergleichsweise wenig Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter beschäftigt gewesen sein dürften. Dies bestätigen allgemeine Untersuchungen über den Einsatz von Zwangsarbeit in verschiedenen Gewerbezweigen. 

Ausblick:
Die Wiederaufnahme der Recherche zur Zwangsarbeit beim Provinzialverband Rheinland ist mit Aufwand an Zeit und Reisen im Gebiet der ehemaligen Rheinprovinz und z.Tl. in den Herkunftsländern der „ausländischen Beschäftigten“ verbunden. 

Angestrebt wird deshalb eine „exemplarische Vervollständigung“ in zwei Quellengruppen: 

· Eine reichliche Materiallage ist vorhanden für die Hebammenlehranstalt Wuppertal, hier ließen sich in Ergänzung zur Studie des Wuppertaler Stadtarchivs sicher noch sehr bewegende, bisher wenig bekannte Hintergründe über die medizinische Behandlung von Zwangsarbeiterinnen, insbesondere die Behandlung von Müttern und Kindern, erforschen. 

· Die bisher bekannten Hinweise auf die Verwendung von Zwangsarbeitern beim Straßenbau, in den der Provinzialverband durch Firmenbeteiligung involviert war, und der oben erwähnte Fall der Verlegung einer Firma samt „Personal“ in das besetzte Norwegen wäre ebenfalls möglicherweise eine weitergehende Studie wert, auch zu dieser Thematik ist bisher sehr wenig bekannt. 

2.
Ressourcenbedarf

Die Aufarbeitung der Geburten- und Operationsbücher der Hebammenlehranstalt würde nach vorsichtiger Schätzung mindestens sechs Monate in Anspruch nehmen (Erstellung einer Datenbank, Auswertung und Kommentierung, Zusatzrecherchen in Stadtarchiven – Herkunftsorte der Patientinnen). Es ist davon auszugehen, dass die heutige Frauenklinik St. Antonius-Kliniken sowie die heutige Hebammenschule Wuppertal eine solche Aufarbeitung begrüßen würden. 

Die Recherche zum Einsatz von Zwangsarbeitern beim Straßenbau wäre ebenfalls eine mehrmonatige Recherche mit einer notwendigen Dienstreise nach Oslo/ Reichsarchiv.

Eine geeignete Form der Publizierung der Ergebnisse wäre wünschenswert in Hinblick auf Nachfragen, die immer wieder im Fall von Ausstellungsprojekten, anderen Publikationen etc. kommen. Dies könnte als Anlass genutzt werden, die Ergebnisse für den Provinzialverband zusammenzufassen und einen Überblick über den aktuellen Stand der Recherchen im Rheinland zusammenzustellen. – Die Stiftung „Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“ trägt zurzeit bundesweit solche Ergebnisse zusammen, um daraus Unterrichtsprojekte zusammenzustellen und anzubieten. Auch eine Zusammenarbeit mit der Bundeszentrale/ Landeszentrale für Politische Bildung wäre denkbar.

Die beiden genannten „exemplarischen“ Recherchen, die von der Materiallage her interessante Ergebnisse versprechen, und die Vorbereitung einer Publikation zur Zwangsarbeit beim Provinzialverband werden schätzungsweise das Arbeitsvolumen einer wissenschaftlichen Kraft für 12 Monate binden. Beim Rheinischen Archiv- und Museumsamt steht dafür eine Mitarbeiterin zur Verfügung, die auch schon die vorhergehenden Untersuchungen durchgeführt hat. Um keine zusätzlichen Personalkosten zu verursachen, soll die Maßnahme deshalb über 2 Jahre gestreckt werden, damit neben der Arbeit an dem hier beschriebenen Projekt auch die bisher von der Mitarbeiterin wahrgenommenen Aufgaben noch erfüllt werden. 

Über die Personalkosten hinaus ist mit zusätzlichen Ausgaben in drei Bereichen zu rechnen: 

	 
	2005
	2006
	2007
	 

	1. Reisekosten 
	3.000,- €
	4.500,- €
	-
	7.500,- €

	2. Sachkosten 
	1.500,- €
	- 
	-
	1.500,- €

	3. Druckkosten 
	-
	-
	10.000,- €
	10.000,- €

	Gesamt
	4.500,- €
	4.500,- €
	10.000,- €
	19.000,- €


Die Kosten basieren auf Schätzwerten. So ist der Umfang der Reisetätigkeit noch nicht abschließend zu bestimmen und sind die Druckkosten nicht klar absehbar, weil der Publikationsumfang nicht feststeht.

3.
Finanzierung

Die Bereitstellung der notwendigen Mittel wird aus Einsparungen im Kulturetat bzw. – soweit dies nicht möglich sein sollte – durch Einsparungen im Rahmen der Gesamtdeckung des Haushalts erfolgen. 

Besuchsprogramm für ehemalige Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter 

Die Landschaftsversammlung hat in derselben Sitzung am 18.03.05 die Verwaltung mit dem Antrag Nr. 12/25 der Fraktionen von SPD, Bündnis 90/DIE GRÜNEN und FDP weiter beauftragt, ein Besuchsprogramm für Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter durchzuführen, die bei der Rheinischen Provinzialverwaltung eingesetzt waren und über Konzeption und Durchführung des Besuchsprogramms zu berichten. 

Hier schlägt die Verwaltung vor, innerhalb der nächsten Monate festzustellen, 

· ob aus den früheren Untersuchungen bekannte Personen noch leben und für ein Besuchsprogramm gewonnen und 

· ob im Rahmen der neuen Untersuchung noch weitere Personen für ein Besuchsprogramm gefunden werden können. 

M o l s b e r g e r 

